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Die Linksfraktion der Hamburgi-

schen Bürgerschaft erinnerte am 

Freitag in einer Pressemitteilung 

an zwei rassistische Morde im Jahr 

1980, die weitgehend in Vergessen-

heit geraten sind. 

Angriffe auf Flüchtlingsheime und 
tödlicher Fremdenhass: Das gab 
es in Deutschland schon lange vor 
NSU, Lichtenhagen und Freital. In 
der Nacht vom 21. auf den 22. Au-
gust 1980 griffen zwei Mitglieder der 
terroristischen neonazistischen Ver-
einigung »Deutsche Aktionsgrup-
pen« eine Flüchtlingsunterkunft in 
der Billbrooker Halskestraße an. Bei 
dem Brandanschlag kamen zwei jun-
ge Vietnamesen ums Leben: Nguyen 
Ngoc Chau und Do Anh Lan, 22 
und 18 Jahre alt. Für eine kurze Zeit 
war die öffentliche Aufmerksamkeit 
groß. 400 Trauergäste kamen zur 
Beisetzung, Bürgermeister Hans-Ul-
rich Klose hielt die Trauerrede. An-
gehörige und Überlebende des Bran-
danschlages hingegen berichten, 
dass sie nach kurzer Zeit sich selbst 
überlassen wurden. In der Öffent-
lichkeit geriet das Verbrechen bald 
in Vergessenheit. Anlässlich des Jah-

restages der Tat spricht sich Norbert 
Hackbusch, kulturpolitischer Spre-
cher der Fraktion Die Linke in der 
Hamburgischen Bürgerschaft, dafür 
aus, der Opfer endlich angemessen 
zu gedenken: »Der rassistische Mord 
an Chau und Lan darf auf keinen 
Fall in Vergessenheit geraten. Doch 
nichts in Hamburg erinnert heute an 
die Tat und die Ermordeten – weder 
vor Ort an dem damals angegriffenen 
Gebäude, in dem jetzt ein Hotel ist, 
noch anderswo in Hamburg.«

Mit einer schriftlichen kleinen An-
frage hatte die Linksfraktion im Ju-
ni den Senat befragt, inwieweit eine 
öffentlich wahrnehmbare Form des 
Gedenkens an die Opfer des Bran-
danschlages möglich sei. (Druck-
sache 21/9038). Doch die Antwort 
fiel ablehnend aus: Es gebe »keine 
Möglichkeit für die Einrichtung ei-
nes Gedenkortes«. Dazu Hackbusch: 
»Die Teilnahmslosigkeit und das 
Desinteresse des Senats in diesem 
Zusammenhang haben mich echt er-
schüttert.«

Schon seit 2014 setzt sich eine In-
itiative, der sowohl die Mutter ei-
nes der Mordopfer als auch ehema-
lige Bewohner der Unterkunft (die 

unter anderem selbst Verletzungen 
erlitten), ehemalige Paten der Mor-
dopfer sowie weitere Betroffene 
und Einzelpersonen angehören, für 
einen Gedenkort ein. Ihr Wunsch: 
In der Umgebung der ehemaligen 
Unterkunft ein sichtbares und blei-
bendes Zeichen der Erinnerung an 
Nguyen Ngoc Chau und Do Anh Lan 
zu realisieren. Denkbar wäre hier 
unter anderem, neben einer Umbe-
nennung eines Teilabschnitts der 
Halskestraße, die Schaffung eines 
Gedenkortes in direkter Umgebung 
des damaligen Mordanschlags. »In 
dieser Woche liegen die Pogrome 
von Rostock-Lichtenhagen 25 Jahre 
zurück. Rechte Gewalttaten nehmen 
seit Jahren wieder zu. Wir brauchen 
eine Erinnerungskultur, die sich der 
Verdrängung entgegenstellt«, meint 
Hackbusch. »Dies ist ausdrücklich 
auch an die Adresse des Senats ge-
richtet.«

Für diesen Sonntag (27. August) 
laden Angehörige und Unterstützer 
um 16 Uhr am damaligen Tatort der 
rassistischen Morde zu einer Ge-
denkkundgebung. Treffpunkt ist vor 
dem Haus Halskestraße 72.

inihalskestrasse.blackblogs.org

Der Schriftsteller Dogan 
Akhanli, der auch Mit-
glied der Vereinigung 

PEN ist, wurde am vergangenen 
Samstag in Spanien auf Grund-
lage eines türkischen Haftbefehls 
verhaftet. Zwar wurde er nach 
dem Wochenende freigelassen, 
muss aber vorerst in Spani-
en bleiben. Wie geht es Herrn 
Akhanli?

Er ist sehr schockiert davon, was ihm 
passiert ist. Herr Akhanli wusste, dass 
er in der Türkei auf Fahndungslisten 
steht. Aber dass der Arm Erdogans so 
weit reicht, war ihm nicht klar. Mögli-
cherweise muss er nun bis zu 40 Tage 
in Spanien bleiben, bis die Behörden 
über das Auslieferungsbegehren der 
Türkei entschieden haben. Die spani-
schen Behörden müssen jetzt darauf 
warten, was ihre türkischen Kollegen 
vorlegen, um ihr Auslieferungsbe-
gehren zu untermauern. Es ist leider 
auch möglich, dass sich eine Entschei-
dung dadurch bis zum letzten Tag 
hinauszögert. In Spanien wird Herr 
Akhanli nicht nur in seiner Freiheit 
eingeschränkt, das Ganze ist auch eine 
Kostenfrage: Er muss Anwälte, seine 
Unterkunft usw. bezahlen.

Ihm wird von den türkischen 
Behörden vorgeworfen, 1989 an 
einem Banküberfall beteiligt ge-
wesen zu sein.

Zu der Zeit war er aber nachweis-
lich gar nicht in der Türkei, sondern 
im Ausland. In einem ersten Prozess 
wurde Herr Akhanli bereits von die-
sen Vorwürfen freigesprochen. Dieses 
Urteil wurde aber 2013 aufgehoben. 
Das aktuelle Verfahren ist eindeutig 
politisch motiviert. In Wahrheit geht 
es um sein Engagement, den Völker-
mord an den Armeniern als solchen 
zu benennen. Er hat den Völkermord 

in einigen Büchern thematisiert und 
immer wieder öffentlich dazu gespro-
chen. 

Das Bundeskriminalamt hat-
te das Interpol-Ersuchen zu 
Akhanli 2013 ignoriert. Wieso 
wurde er nun festgesetzt?

Ich kann mir das auch nicht so recht er-
klären. Möglicherweise ist das striktes 
Verwaltungshandeln und man hat die 
politische Dimension dessen, was nun 
abläuft, nicht erkannt. Die Spanier ha-
ben Anfang August leider auch den 
schwedisch-türkischen Autor Hamza 
Yalcin aufgrund einer ähnlichen »red 
notice« von Interpol festgenommen. 
Das ist in den Medien hierzulande 
relativ schnell untergegangen. Und 
dieser Autor sitzt in Spanien sogar 
noch in Untersuchungshaft. Es war 
also offensichtlich eine gezielte Ak-
tion der Türkei gegen Regimegegner 
im Ausland. Die spanischen Behörden 
machen sich hier, möglicherweise ge-
gen den eigenen Willen, zum Hand-
lungsgehilfen von Erdogan.

Sie bezeichnen Dogan Akhanli in 
Ihrer Pressemitteilung als »Men-

schenrechtsaktivisten«. Was 
zeichnet ihn als solchen aus?

Vor allem die Tatsache, dass er sich 
so vehement gegen das Erdogan-Regi-
me und die Einschränkung von Men-
schenrechten in der Türkei ausspricht. 
Das Recht auf Meinungsfreiheit ist ja 
nur eines dieser Rechte, die momen-
tan drastisch eingeschränkt werden. 
Es werden dort derzeit Tausende Men-
schen inhaftiert. Herr Akhanli hat sich 
immer wieder deutlich dazu geäußert. 
Zu seinem Aktivismus für die Men-
schenrechte zählt natürlich auch sein 
Engagement in der Armenienfrage.

Er publizierte aber nicht nur 
zum Völkermord?

Nein. Herr Akhanli arbeitet zu vielen 
Themen. Beispielsweise hat er auch 
seine eigenen Hafterfahrungen in The-
aterstücken und Texten verarbeitet. Er 
saß während der Militärdiktatur in der 
Türkei im Gefängnis. Und in seinem 
Roman »Der letzte Traum der Ma-
donna« erzählt er über ein Schiff mit 
über 700 jüdischen Flüchtlingen, das 
1942 auf dem Weg nach Palästina war, 
aber im Schwarzen Meer von einem 
sowjetischen U-Boot versenkt wurde. 

In der Türkei wird beispiels-
weise die deutsche Übersetzerin 
Mesale Tolu weiterhin in Un-
tersuchungshaft festgehalten. 
Insgesamt sind zahlreiche 
Journalisten, Aktivisten oder 
Schriftsteller dort inhaftiert. Mit 
welcher Begründung werden sie 
festgehalten?

Das Motiv ist immer dasselbe: Es wer-
den Leute ausgeschaltet, die für eine 
kritische Gegenöffentlichkeit stehen, 
die sich für die Demokratie in der Tür-
kei engagieren. Die Türkei ist auf dem 
direkten Weg in die Diktatur.

Interview: Ben Mendelson

»Bis zu 40 Tage muss Akhanli 
in Spanien bleiben«

Zensur als Option

Eigentümer von dm

Verbot von »linksunten.indymedia«

Rotzblage des Tages

Er ist nicht alt genug zum 
Einkaufen, dafür gehört 
ihm bereits der Laden. Ein 

Jugendlicher verfügt über die Hälfte 
der Drogeriekette dm, berichtete 
die Wirtschaftswoche am Freitag. 
Wie hat der Minientrepreneur 
das geschafft? Immerhin kann er 
50 Prozent der europaweit gestreuten 
3.300 Filialen sein eigen nennen. 
Rund 28.000 Beschäftigte hören auf 
das Kommando eines nörgelnden 
Pubertierenden? Ist er ein Sparfuchs, 
der Kleine? Hat er Zeitungen ausge-
fahren, bis zum Umkippen? Oder hat 
er auf dem Schulhof in den unteren 
Klassen Mitschüler erpresst?

Nein, Filius wurde schlichtweg 
mit dem goldenen Löffel im Mund 
geboren. Die Bundesregierung hat 
dafür gesorgt, dass Milliardäre ihr 
Vermögen vererben können, ohne 
Steuern zu bezahlen. Ein Trend, dem 
ganze Schulklassen folgen. Zwischen 

2011 und 2014 haben Minderjährige 
Unternehmensvermögen in Höhe von 
insgesamt 29,4 Milliarden Euro über-
tragen bekommen. Auch Papi Gün-
ther Lehman, neben dm-Gründer 
Götz Werner, Kogesellschafter, hat 
seinen Teil des Spüli-Imperiums vor 
den grausamen Klauen des Fiskus 
retten wollen und sie seinem Sohn 
überschrieben. Das Vermögen vom 
Senior wird auf 2,8 Milliarden Euro 
geschätzt. Der Großteil dessen dürfte 
in dm stecken – beziehungsweise im 
Sparschwein von Lehman Junior. 
»Die Geschäftsausrichtung von dm« 
werde durch die »Veränderung nicht 
beeinflusst«, zitiert das Magazin 
Unternehmenschef Erich Harsch. 
Wirklich? Die Geschäftsführung ist 
bereits der Verführung von Youtube-
Star Bianca Heinicke erlegen, die 
sich bei der Jugend großer Beliebt-
heit erfreue. »Bibis Beauty Palace« 
heißt der neueste Verkaufsschlager 
für Duschschaum und Deos. Weil 
die Ausbildung des Nachwuchskauf-
manns bisher jedoch nur das kleine 
Einmaleins umfasst, hat ein Düssel-
dorfer Wirtschaftsprüfer eine Pfleg-
schaft übernommen. Üblich ist das 
nicht nur bei der Jugend: Auch bei 
Politikern schauen die Kapitalisten 
zur Sicherheit lieber nochmal über 
die Schulter. Simon Zeise

Hassreden und Hetze in den 
Medien – nicht nur im 
Internet – sind ein großes 

Problem. Man schaue sich nur auf 
Facebook um, lese Bild oder Junge 

Freiheit. Wie dort gegen Migranten 
gehetzt wird, würde so manche Ver-
botsverfügung rechtfertigen.

Wobei der Innenminister gar 
nicht soweit gehen müsste. Wäh-
rend er andere der menschenfeind-
lichen Hetze beschuldigt, sitzt er 
im Glashaus: Seine verlogene und 
schon längst widerlegte, trotzdem 
stets neu aufgelegte Propaganda et-
wa gegen Flüchtlinge, die angeblich 
massenhaft falsche Pässe vorzeigen, 
sich durch erschwindelte Atteste der 
Abschiebung entziehen und partout 
nicht in ihre »sicheren Herkunfts-
länder« wie etwa Afghanistan zu-
rückwollen – was ist das anderes als 
die Aufstachlung zu rassistischem 
Hass? Mit AfD und NPD treten 
zwei Parteien auf, die sich dem 
Kampf gegen Flüchtlinge explizit 
verschrieben haben. Das alles bleibt 
legal, verboten aber wird eine linke 
Internetplattform. Der Kampf gegen 
»Linksextremisten« fällt dem Staat 
offensichtlich leichter als der gegen 
rechts – wen wundert’s?

Der Vorwurf, die 
»indymedia«-Seite habe zu den 
Krawallen beim G-20-Gipfel in 
Hamburg aufgestachelt, folgt dem 
Haltet-den-Dieb-Prinzip: Unter-
schlagen werden die vereinten 
Bemühungen der »schwarz-rot-
grünen« Koalitionäre in Berlin 
und Hamburg, schon im Vorfeld 
des Gipfels alles dafür zu tun, um 
die Demonstranten als Kriminelle 
zu verteufeln, das Vorgehen gegen 
gerichtlich erlaubte Camps und die 

Entfesselung einer Polizeigewalt, 
der Hunderte friedliche Kapitalis-
musgegner zum Opfer fielen.

Man muss nicht alles goutie-
ren, was auf der »linksunten.
indymedia«-Seite steht. Darunter 
ist auch mancher Blödsinn. Man 
möchte gerne wissen, wie viele 
Beiträge von Provokateuren oder 
V-Leuten selbst stammen, wird es 
aber nie erfahren. CDU und CSU 
gerieren sich einen Monat vor der 
Bundestagswahl gegenüber ihrer 
bürgerlichen Klientel als Kämpfer 
gegen »Extremismus jeder Cou-
leur«, indem sie ein linksradikales 
Netzwerk zerschlagen oder jeden-
falls behindern. Es wird der linken 
Szene vermutlich rasch gelingen, 
die verbotene Seite woanders im 
Netz wiederherzustellen.

Nicht nur symbolisch aber ist 
die Folge des Verbots: Jeder, der 
künftig an der inkriminierten Seite 
mitwirkt, muss wegen Verstoßes 
gegen das Vereinsgesetz mit Strafe 
rechnen. Auf den Inhalt dessen, 
was man schreibt, kommt es dabei 
gar nicht mehr an. Insofern ist 
das Verbot ein Schritt dahin, die 
Reichweite der linksradikalen, anti-
kapitalistischen Szene sowie ihren 
internen Informationsaustausch 
einzuschränken. Das ist auch ein 
Signal an andere radikal linke Me-
dien, auch die junge Welt, die ja laut 
Zeugnis des Verfassungsschutzes 
das wichtigste Printmedium der 
linken Szene ist. Zensur und ge-
waltsame Meinungsunterdrückung 
ist immer noch eine Option für den 
bürgerlichen Staat.

Ulla Jelpke ist innenpolitische 

Sprecherin der Linksfraktion im 

Bundestag

Ulla Jelpke

Deutscher PEN setzt sich für den festgesetzten Schriftsteller ein. 
Auf den kommen nun hohe Kosten zu. Gespräch mit Sascha Feuchert
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Sascha Feuchert ist Vizepräsident 

der Schriftstellervereinigung PEN 

Deutschland und Beauftragter für den 

Bereich »Writers in Prison«
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